Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Juni 1970 

III/l -68070- E- Be 8/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Besoldungsrecht in der Europäischen Atomge- 
meinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der 
Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenhediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in der Bundesrepublik Deutschland dienstlich 
verwendet werden. 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben des Herrn Vize- 
präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 2. Juni 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 

Seitens der Bundesregierung werden gegen den Verordnungs- 
vorschlag keine Bedenken erhoben. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg l 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Europäisdie Gemeinsdiaften 
Der Rat 


Übersetzung 


Schreiben: der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften, unterzeichnet von Herrn 
Vizepräsidenten S. L. MANSHOLT 

vom: 2. Juni 1970 

an: den Präsidenten des Rates der Europä- 

ischen Gemeinschaften, Herrn Pierre 
HARMEL 

betrifft: Änderung der Regelung der Bezüge und 

der sozialen Sicherheit der Atoman- 
lagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in der Bundes- 
republik Deutschland dienstlich verwen- 
det werden. 


Herr Präsident! 

Am 28. Januar 1970 wurde beschlossen, die Bezüge 
der unter den Bundesangestelltentarifvertrag und 
den Manteltarifvertrag für Arbeiter des Bundes 
fallenden Bediensteten mit Wirkung vom 1. Januar 
1970 um 8Vo zu erhöhen. Die Sätze des Wohnungs- 
geldes wurden ebenfalls geändert. Im übrigen be- 
stehen seit längerer Zeit Sonderregelungen für An- 
gestellte in Kernforschungseinrichtungen, nach denen 
bestimmte Angestellte eine Zulage erhalten. 

Da die Besoldungsregelung für die Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Karlsruhe (Bundesrepublik Deutsch- 
land) dienstlich verwendet werden, auch auf den 
genannten Tarifverträgen beruht, müßte wohl eine 
Anpassung vorgenommen werden. 

Ich darf Ihnen daher in der Anlage einen Vor- 
schlag der Kommission zur Änderung der Besol- 
dungsregelung für die in Karlsruhe tätigen Atom- 
anlagenbediensteten übermitteln. Die finanziellen 
Auswirkungen dieses Vorschlags auf den Haushalts- 
plan für 1970 würden schätzungsweise rund 28600 RE 
betragen. 


(Schlußformel) 


gez. S. L. MANSHOLT 
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Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates 
zur Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen Sicher- 
heit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle, die in der Bundesrepublik Deutschland 
dienstlich verwendet werden 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungsbe- 
dingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften^), insbesondere auf Artikel 4 Ab- 
satz 2 und die Artikel 94 und 95 der Beschäftigungs- 
bedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 9/65/Euratom 
des Rates vom 16. März 1965 zur Regelung der Be- 
züge und der sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in der Bundesrepublik Deutschland dienstlich 
verwendet werden^), in der Fassung der Verord- 
nung Nr. 14/66/Euratom ^), der Verordnung (Eura- 
tom) Nr. 758/68 4) und der Verordnung (Euratom) 
Nr. 1998/69 5 ), 

in der Erwägung, daß der Bundesangestelltentarif- 
vertrag Sonderregelungen für Angestellte in Kern- 
forschungseinrichtungen vorsieht, nach denen Ange- 


stellten, die an Forschungsarbeiten mitwirken, be- 
sondere Zulagen gewährt werden können, 

in der Erwägung, daß die zum 1. Januar 1970 er- 
folgte Erhöhung der Bezüge der unter den Bundes- 
angestelltentarifvertrag und den Manteltarifvertrag 
für Arbeiter des Bundes fallenden Bediensteten 
eine Anpassung der Verordnung Nr. 9/65/Euratom 
rechtfertigt, 

auf Vorschlag der Kommission - 
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 9/65/Euratom wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. In Artikel 3 Buchstabe a wird der Betrag von 
„60 DM" durch den Betrag von „65 DM" ersetzt. 

In Artikel 3 Buchstabe b wird der Betrag von 
„90 DM" durch den Betrag von „95 DM" ersetzt. 

2. Der Anhang erhält folgende Fassung: 


ANHANG (in DM) 


Klasse I 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Gruppe 1 

1260,— 

1311,— 

1362,— 

1413,— 

1464,— 

1515,— 

1566,— 

1617,— 


- 

Gruppe 2 

1115,— 

1161,— 

1207,— 

1253,— 

1299,— 

1345,— 

1391,— 

1437,— 

1483,— 

- 

Gruppe 3 

1010,— 

1049,— 

1088,— 

1127,— 

1 166,— 

1205,— 

1244,— 

1283,— 

1322,— 

1361,— 

Gruppe 4 

905,— 

941,— 

977,— 

1013,— 

1049,— 

1085,— 

1121,— 

1157,— 

1193,— 

1229,— 

Gruppe 5 

835,— 

868,— 

901 — 

934,— 

967,— 

1000,— 

1033,— 

1066,— 

1099,— 

1132,— 

Klasse II 





i 

i 






Gruppe 1 

955,— 

992,— 

1029,— 

1066,— 

1103,— 1 

1140,— 

1177,— 

1214,— 

1251,— 

1288,— 

Gruppe 2 

840,— 

873,— 

906,— 

939,— 

972,— 

1005,— 

1038,— 

1071,— 

1104,— 

1137,— 

Gruppe 3 

720,— 

750,— 

780,— 

810,— 

840,— ; 

870,— 

900,— 

930,— 

960,— 


Gruppe 4 

610,— 

638,— 

[ 666, — 

694,— 1 

722,— I 

750,— 

778,— 

806,— 


— 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 

vom 4. März 1968, S. 1 vom 22. Juni 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 48 5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 256 

vom 25. März 1965, S. 718/65 vom 11. Oktober 1969, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 225 
vom 6. Dezember 1966, S. 3817/66 
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3. In Artikel 4 wird nach dem zweiten Unterabsatz 
ein dritter Unterabsatz mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

„Die Kommission kann Anlagebediensteten, die 
Forschungsarbeiten vorbereiten, durchführen 
oder auswerten, eine jederzeit widerrufliche Zu- 
lage gewähren, die im Höchstfall vier Dienst- 
altersstufen der Gruppe des Bediensteten betra- 
gen darf." 

In Artikel 4 wird der bisherige dritte Unterab- 
satz der vierte Unterabsatz. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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